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Seit dem Inkrafttreten der StPO von 1952 sind zwar 
Tausende von Anklageschriften gefertigt worden, je­
doch gibt es noch kaum eine theoretische Auseinander­
setzung über die Probleme der Anklageschrift. Die 
Staatsanwälte in der DDR stehen den Richtern inso­
weit nach, als diese bereits häufig über Bedeutung, 
Inhalt und Form der Urteile diskutiert haben. Die 
nachstehenden Überlegungen sollen deshalb Ansatz­
punkte für eine Diskussion zu den Fragen der Anklage­
schrift sein.

Die Bedeutung der Anklageschrift
Durch die Anklageerhebung bringt der Staatsanwalt 

das Ermittlungsverfahren zum Abschluß und über­
führt die Sache in die Zuständigkeit des Gerichts. Wie 
sich aus den Bestimmungen des fünften Abschnitts des 
dritten Kapitels der StPO ergibt, kann das Ermittlungs­
verfahren durch Maßnahmen der Volkspolizei oder des 
Staatsanwalts beendet werden. Von den hier vorge­
sehenen möglichen Maßnahmen ist die Anklageerhe­
bung zweifellos die schwerstwiegende Entscheidung, da 
durch sie der bis dahin lediglich als Beschuldigter den 
Maßnahmen des Ermittlungsverfahrens ausgesetzte 
Täter den erhöhten Belastungen des gerichtlichen Ver­
fahrens unterworfen wird. Bereits aus dem Aufbau des 
fünften Abschnitts der StPO, daraus, daß die Bestim­
mungen über die Einstellung (§§ 164, 165 StPO) und 
über die Rückgabe des Verfahrens an das Unter­
suchungsorgan (§ 167 StPO) den Bestimmungen über 
die Anklage §§ 168 und 169 StPO) vorangestellt sind, 
ergibt sich, daß die Möglichkeit einer Einstellung des 
Verfahrens oder der Rückgabe der Sache zur weiteren 
Ermittlung ausgeschlossen sein muß, wenn sich der 
Staatsanwalt zur Anklageerhebung entschieden hat.

Durch die Anklageerhebung und Übergabe der Sache 
an das Gericht begibt sich der Staatsanwalt seiner bis 
zu diesem Zeitpunkt bestehenden alleinigen Verant­
wortung für das Verfahren. Er hat jedoch die Pflicht, 
sich auch weiterhin um den Fortgang des Verfahrens 
zu kümmern, wenn er auch die Maßnahmen nicht mehr 
zu verantworten hat.

Mit der Anklageerhebung steht der Staatsanwalt für 
alle Maßnahmen ein, die im Laufendes Ermittlungsver­
fahrens durch die U-Organe oder ihn selbst getroffen 
wurden, insbesondere für die Allseitigkeit der Beweis­
erhebung und die fehlerfreie Ermittlung der Wahrheit. 
Er muß deshalb vor Anklageerhebung die Gewißheit 
haben, daß die Ermittlungen der richterlichen Kritik 
vor Eröffnung des Hauptverfahrens standhalten.

Die Anklageerhebung und die Übergabe der Sache 
an das Gericht sind unwiderruflich. Der Beschuldigte 
selbst hat keine Möglichkeit, sie abzuwenden, und muß 
sich dem gerichtlichen Verfahren unterwerfen. Ledig­
lich das Gericht selbst überprüft vor der Eröffnung des 
Hauptverfahrens die Angaben der Anklageschrift.

Häufig bestehen noch Unklarheiten darüber, welchen 
Umfang und welche Richtung die sorgfältig prüfende 
Tätigkeit des Staatsanwalts vor Anklageerhebung 
haben muß und wann die Voraussetzungen für die Er­
hebung der Anklage gegeben sind. Das Gesetz selbst 
gibt hierfür nur recht unvollständige Hinweise. § 168 
StPO weist lediglich allgemein an, daß Anklage zu 
erheben sei, wenn die Ermittlungen genügenden Anlaß 
hierzu bieten. Unter welchen Voraussetzungen aber ist 
das der Fall?

Die Anklageerhebung erfolgt zu dem Zweck, den Be­
schuldigten einer gerichtlichen Bestrafung zu unter­
werfen. Diese kann jedoch nur erfolgen, wenn die 
Voraussetzungen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
gegeben sind, d. h. ein Strafgesetz der DDR verletzt ist 
und auch nicht mangels Gesellschaftsgefährlichkeit der 
Tat die Annahme eines Verbrechens ausgeschlossen ist. 
Dabei ist besonderes Augenmerk auf die Prüfung der 
Kausalität und der subjektiven Seite der Tat zu legen.

Der Staatsanwalt muß also vor Erhebung der An­
klage auf der Grundlage des zu diesem Zeitpunkt ver­
fügbaren Tatsachenmaterials systematisch die gleichen 
Prüfungen anstellen wie später das Gericht vor der

Urteilsfällung. Ausgenommen sind lediglich die exakten 
Überlegungen zum Strafmaß. Geht der Staatsanwalt so 
vor und hat er die Ermittlungen der Untersuchungs­
organe ausreichend angeleitet und kritisch. überprüft, 
so kann es hinsichtlich der Anklageerhebung kaum zu 
Fehlentscheidungen kommen.

Bti der Abfassung der Anklageschrift ist Klarheit 
über ihre Aufgabe und ihren Zweck erforderlich. Denn 
nach ihnen bestimmt sich im wesentlichen Inhalt, 
Form und Grenzen der Anklageschrift.

In erster Linie erfüllt die Anklageschrift die Funk­
tion eines Berichts des Staatsanwalts über die wesent­
lichen Ergebnisse der Ermittlungen an das Gericht. Der 
Richter soll möglichst kurz, aber doch umfassend einen 
Überblick über die tatsächlichen Geschehnisse erhalten. 
Gleichzeitig soll die Anklageschrift das Gerieht mit der 
rechtlichen Auffassung des Staatsanwalts und mit den 
evtl, zu beachtenden besonderen Umständen, die die 
Gesellschaftsgefährlichkeit der Tat kennzeichnen, be­
kanntmachen. Die Anklageschrift soll darüber hinaus 
dem Gericht durch Sammlung der Beweismittel die 
weitere Führung des Verfahrens erleichtern.

Die Anklageschrift wendet sich aber gleichzeitig an 
den Täter und ist insoweit in erster Linie ein gegen 
ihn gerichteter Vorwurf. Der Täter ist nicht nur mit 
den Handlungen, die ihm zur Last gelegt werden (und 
die er ohnehin am besten kennt), vertraut zu machen. 
Er muß vielmehr bereits aus der Anklageschrift er­
fahren, inwieweit die von ihm begangene Handlung 
gesetzwidrig, gesellschaftsgefährlich, moralisch-poli­
tisch verwerflich und deswegen strafbar ist. Man muß 
dabei davon ausgehen, daß die Anklageschrift wesent­
lich intensiver als jedes andere Schriftstück gelesen 
wird, das der Beschuldigte während des Verfahrens in 
die Hand bekommt. Die erzieherische Wirkung, die von 
einer gut aufgebauten Anklageschrift ausgehen kann, 
ist deshalb besonders groß. Ihre erzieherische Wirkung 
ist wesentlich davon abhängig, inwieweit eine enge 
Sachbezogenheit der Ausführungen vorliegt. — Daneben 
hat die Anklageschrift auch für den Beschuldigten den 
Zweck, ihn mit den Einzelheiten der gegen ihn er­
hobenen Vorwürfe vertraut zu machen und ihm gleich­
zeitig die gegen ihn gerichteten Beweise zu benennen, 
damit er ausreichend Gelegenheit für die Vorbereitung 
seiner Verteidigung erhält.

Die Schwierigkeit bei der Abfassung der Anklage­
schrift besteht darin, den Inhalt des wesentlichen Er­
mittlungsergebnisses auf diese beiden Aufgaben der 
Anklage richtig abzustimmen. Weder darf die Form 
des nüchternen Berichts überbetont werden, da sonst 
die erzieherische Aufgabe gegenüber dem Täter zu kurz 
kommt, noch darf man die politisch-moralischen Aus­
führungen zu stark in den Mittelpunkt stellen. Die kon­
krete Gestaltung hängt naturgemäß sehr stark von dem 
Inhalt des zu behandelnden Verbrechens ab. Auf jeden 
Fall muß man sich der doppelten Aufgabe der An­
klageschrift stets bewußt sein.

Gliederung und Inhalt der Anklageschrift
Gliederung und Inhalt der Anklageschrift müssen 

ihrer Aufgabe und ihrem Zweck angepaßt sein. § 169 
StPO enthält keine vollständige Bestimmung des In­
halts der Anklageschrift.

In der Praxis hat sich seit langem folgende Gliede­
rung herausgebildet: Rubrum, Tenor, Beweismittel, we­
sentliches Ermittlungsergebnis und Antrag. In dieser 
Reihenfolge wird die Anklageschrift auch nach der 
StPO von 1952 aufgebaut, obwohl § 169 ihre einzelnen 
Elemente in anderer Reihenfolge aufzählt. Da sich 
jedoch diese Gliederung als zweckmäßig erwiesen hat, 
ist es überflüssig, hierüber weitere Erörterungen anzu­
stellen.

Dagegen soll hier eine Reihe von Fragen behandelt 
werden, die sich in der Praxis zu den einzelnen Teilen 
der Anklageschrift ergeben haben.

1. Das Rubrum
Das Rubrum der Anklageschrift (dieser Teil wird 

so bezeichnet, weil er früher einmal mit Rotstift ge-
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